
Die Psychiatrische Willenserklärung – Vorabinformationen
Hier finden Sie wichtige Vorabinformationen, die Ihnen helfen können, die PsyWill zu verstehen, um diese sinnvoll  
für sich nutzen zu können.

Grundlagen

Jede ärztliche Behandlung ohne informierte Zustimmung 
ist eine Körperverletzung. Eine informierte Zustimmung 
bedeutet, dass die*der Ärzt*in erklärt hat, welche Behand-
lung sie*er empfiehlt, welche Risiken und Nebenwirkungen 
die jeweilige Behandlung hat und was sie bewirken soll. 
Die*der Patient*in ist also umfassend informiert und 
entscheidet dann, ob sie*er die Behandlung möchte. Wenn 
sie*er zustimmt, handelt es sich um eine „informierte 
Zustimmung“.

Hiervon gibt es jedoch zwei Ausnahmen:

1.	 In einem Notfall, wenn die*der Patient*in nicht an-
sprechbar ist (bspw. nach einem Unfall, Herzinfarkt, 
Insulinkoma o. ä.): Ärzt*innen dürfen in diesem Fall 
ohne Einwilligung handeln, weil die Rechtsprechung 
einen „mutmaßlichen Willen“ der betroffenen Person 
unterstellt. Die*der Patient*in kann nicht gefragt und 
um Zustimmung gebeten werden. Deshalb wird eine 
Annahme über den Willen getroffen und nach dieser 
Annahme behandelt.

2.	 Wenn eine Person in einem Krisenzustand eine psychia-
trische Diagnose erhalten hat: In diesem Fall kann,  
je nach Diagnose und Behandler*in, trotz deutlicher 
Ablehnung einer Behandlung, unterstellt werden, dass 
die Person keinen „freien Willen“ habe. Dann kann, 
wenn Ärzt*innen vermuten, dass eine Behandlung dem 
„mutmaßlichen Willen“ entspricht, gegen den Willen 
behandelt werden.

Erfreulicherweise kann man sich trotz der geltenden 
Gesetzeslage1 vor Zwangsbehandlung in der Psychiatrie 
schützen. Hierzu ist es nötig, im Zustand der nicht-ange-
zweifelten Normalität (einem sogenannten „einwilli- 
gungsfähigen“ Zustand), den eigenen Willen in einer 
„Willenserklärung“ festzulegen und damit für die Zeit, in 
der der freie Wille abgesprochen wird, vorzusorgen. 
Ärzt*innen und gesetzliche Betreuung müssen dann nicht 

den „mutmaßlichen Willen“ herausfinden, denn der 
tatsächliche Wille wurde schriftlich festgehalten.

Was ist der Unterschied zwischen einer „normalen“ 
Patientenverfügung und einer psychiatrischen 
Willenserklärung?

Grundsätzlich gibt es keinen Unterschied, außer dass sich 
die Verfügungen auf verschiedene medizinische Bereiche 
beziehen. Die „normale“ (oder „somatische“) Patienten-
verfügung bezieht sich auf das Lebensende oder Situa
tionen nach Unfällen sowie auf schwere körperliche 
Erkrankungen. Die psychiatrische Willenserklärung ist rein 
rechtlich auch eine Patientenverfügung, jedoch auf 
psychiatrische Behandlungen beschränkt. Um diese beiden  
Verfügungen voneinander abzugrenzen, nutzen wir den 
Begriff Psychiatrische Willenserklärung (PsyWill).

Was umfasst die Psychiatrische Willenserklärung?

Zwei Bereiche muss die psychiatrische Willenserklärung 
abdecken:

1.	 Wen bevollmächtige ich, an meiner Stelle Entscheidun-
gen zu treffen, wenn mir diese Fähigkeit abgesprochen 
wird? (Vorsorgevollmacht)

2.	 Was will ich und was will ich nicht? (Patientenverfügung)

Beide Teile der psychiatrischen Willenserklärung sind 
wichtig.

Bereich 1 (Vorsorgevollmacht) sorgt dafür, dass, wenn man 
mich als nicht einwilligungsfähig deklariert, eine Person da 
ist, die das Recht hat, rechtlich verbindliche Anweisungen 
an das medizinische Personal zu geben.

Bereich 2 (Patientenverfügung) bindet das medizinische 
Personal, die gesetzliche Betreuung und die Bevollmäch-
tigten.

1	 Maßgeblich sind die §§ 1827, 1831, 1832 BGB und die Unterbringungsgesetze bzw. Psychisch-Kranken-Gesetze der Bundesländer.
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Die Stellung des*der Bevollmächtigten ist genau so  
stark wie die einer gesetzlichen Betreuung. Sie endet aber, 
sobald die Einstufung als einwilligungsunfähig endet. 
Ebenso kann ich die Bevollmächtigten jederzeit entlassen. 
Die Hauptfunktion der*s Bevollmächtigten ist, Ärzt*innen 
und Richter*innen auf das Vorliegen der Willenserklärung 
hinzuweisen. Die*der Bevollmächtigte muss Ärzt*innen 
und Richter*innen ebenfalls (freundlich, aber bestimmt) 
auf die Inhalte und die Gültigkeit der Willenserklärung 
hinweisen. Die Willenserklärung ist auch ohne bzw. mit  
nur einer bevollmächtigten Person gültig. Wir raten aber 
dringend dazu, mehr Menschen zu bevollmächtigen, 
sodass die Durchsetzung garantiert wird.

Ist die Gesetzeslage wirklich so?

In § 1827 BGB ist geregelt:

„(1) Hat ein einwilligungsfähiger Volljähriger für den Fall 
seiner Einwilligungsunfähigkeit schriftlich festgelegt, ob  
er in bestimmte, zum Zeitpunkt der Festlegung noch nicht 
unmittelbar bevorstehende Untersuchungen seines 
Gesundheitszustands, Heilbehandlungen oder ärztliche 
Eingriffe einwilligt oder sie untersagt (Patientenverfügung), 
prüft der Betreuer, ob diese Festlegungen auf die aktuelle 
Lebens- und Behandlungssituation des Betreuten zutreffen.  
Ist dies der Fall, hat der Betreuer dem Willen des Betreuten 
Ausdruck und Geltung zu verschaffen. Eine Patientenver-
fügung kann jederzeit formlos widerrufen werden.

(2) bis (4) […]

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Bevollmächtigte entspre-
chend.“

Dies bedeutet, dass sowohl Betreuer*innen, als auch 
Bevollmächtigte an die Willenserklärung gebunden sind, 
wenn diese auf die aktuelle Lebenssituation zutrifft.

Welche Vordrucke gibt es?

Es gibt verschiedene Formulare, die genutzt werden 
können. Wir empfehlen das von uns entwickelte Formular 
der „Psychiatrischen Willenserklärung“ (PsyWill), mit der 
alle psychiatrischen Behandlungen verboten oder psychia-
trische Behandlungen eingeschränkt werden können.  
Das Formular wurde 2026 aktualisiert (Version 1.1) und 
berücksichtigt die aktuellen rechtlichen Grundlagen sowie 
viele Möglichkeiten, die eigenen Grenzen und Wünsche 
festzulegen. Es ist aus der Beratungspraxis heraus entstan-
den und anhand unserer Erfahrungen mehrfach überar
beitet worden.

Weiterhin gibt es beispielsweise die PatVerfü®2, mit der 
sämtliche Behandlungen und Diagnosen verboten werden 
können. Auch gibt es die Bochumer Willenserklärung von 
Matthias Seibt. Die BoWill3 ist vergleichbar mit dem ersten 
Teil unserer Vorlage 1 „Passende psychiatrische Behand-
lung(en) festlegen“. Im Internet finden sich weitere Vor
lagen, zu deren Qualität wir im Einzelfall in der Beratung 
Aussagen treffen können.

Ist die Willenserklärung bindend?

Richtig ausgefüllt, unterschrieben und vollständig ist die 
Willenserklärung eine rechtlich bindende Patientenverfü-
gung. Sie muss konkret genug sein und auf die aktuelle 
Situation zutreffen. Im Falle eine Fremdgefährdung darf 
entgegen den Festlegungen der Willenserklärung gehan-
delt werden, weil die Rechte Dritter berührt werden.

Muss ich die Willenserklärung beurkunden lassen?

Nein. Auch eine Bestätigung der Einwilligungsfähigkeit 
durch Ärzt*in oder Notar*in ist nicht zwingend nötig.  
Es genügt das Ausfüllen in einem einwilligungsfähigen 
Zustand. Wir empfehlen eine Bestätigung jedoch in den 
Fällen, in denen die Einwilligungsfähigkeit schon einmal 
angezweifelt wurde oder aufgrund der akuten Situation 
angezweifelt werden könnte. Hierzu beraten wir auch im 
Einzelfall.

In jedem Fall empfehlen wir aber die Registrierung der 
Bevollmächtigten im zentralen Vorsorgeregister der 
Bundesnotarkammer (Onlineregistrierung unter 25 €, 
Stand 2026).

Sollten Sie die Inhalte Ihrer Verfügung notariell beglau
bigen lassen wollen (was nicht notwendig ist, manchen 
Menschen aber mehr Sicherheit gibt), sollten Sie in jedem 
Fall die Kosten hierfür vorab klären.

Was bedeutet „Einwilligungsfähigkeit“?

Einwilligungsfähigkeit heißt: Die Art, Bedeutung und 
Tragweite der Behandlung verstehen können; sich hierüber 
ein eigenes Urteil bilden können; dieses Urteil mitteilen 
können.

Es ist wichtig, dass man die jeweilige Behandlung / den 
Eingriff in seiner Komplexität und in Bezug auf die eigene 
Person und die Konsequenzen für das eigene Leben 
verstanden hat. Auch geschäftsunfähige Personen können 
einwilligungsfähig sein. Umgekehrt kann auch eine 
rechtlich geschäftsfähige Person situativ nicht einwilli-
gungsfähig sein.

2	 www.patverfue.de [18.03.2026]
3	 https://bpe-online.de/bochumer-willenserklaerung/ [18.03.2026]
4	 https://www.vorsorgeregister.de/ [18.03.2026]

Seite 2 von 2


